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Der 10„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 25° Mai 1974 durch

Senatspräsident
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J a h n 5

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 6° Oktober 1970

aufgehoben und die Sache zur erneuten Entscheidung

an dieses Gericht zurückverwiesen°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden
Urteil vorbehalten°
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G r ü n d e

Der 1924 geborene Kläger besuchte bis 1958 die Volksschule

und war vom 26„ April 1958 bis 12° März 1959 als Hotelpage

beschäftigt; vom 25° März bis zum 5° August 1959 war er
als Arbeitsbursche in einer Herrenwäschefabrik und vom

7° August 1959 bis zu seiner Einberufung zum Wehrdienst am
5„ Mai 1944 als Bote tätig° Er würde am 28° Februar 1945

als Soldat verwundet und befand sich bis zum Kriegsende in

Lazarettbehandlung° Nach dem Kriege wurde der Kläger am

Sa Juni 1945 als Polizeiwachtmeister eingestellt, aus die-

sem
Dienst jedoch bereits am 51° Dezember 1945 wegen Polizei—

dienstunfähigkeit entlassen‚ weil er wegen des bei seiner

Verwundung erlittenen großen Schädelknochendefektes mit
Hirnterletzung für den Außendienst nicht geeignet und den

Anforderungen des Innendienstes geistig nicht gewachsen war"

Die sodann aufgenommene Tätigkeit als Schaffner und Zugeh—

fertiger bei den Berliner Verkehrsbetrieben gab der Kläger

am
21; März 1947 auf eigenen Wunsch auf° Er war sodann in

der Zeit vom 8° September bis 19° November 1947 als Hilfs—

arbeiter und vom 1° April 1948 bis 28° Februar 1949 als

kaufmännischer Angestellter tätig° Er bezieht seit dem

1„ Dezember 1949 Rente aus der Rentenversicherung°

Die Versorgungsbehörde gewährte dem Kläger wegen

4° Schläfenhirnverletzung mit Hirnkrampfanfällen,
schwersten Wesensveränderungen und vegetativen
Störungen‚

2° teilweiser Versteifung des linken Ellenbogen-—
gelenks

Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um
100 V°H° sowie Pflegezulage nach Stufe III (Bescheid vom
290 Mai 1952)°
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Ferner geüährte ihm die Versorgungsbehörde vom
4° Juni 1960 an eine Schwerstbeschädigtenzulage der

Stufe III (Bescheid vom 80 November 1964), die vom

4° Januar 1964 an auf Stufe IV erhöht wurde (Bescheid

vom 250 November 1964)„ Den im Dezember 1960 vom Kläger
gestellten Antrag auf Bewilligung eines Berufsschadens—

ausgleichs lehnte die Versorgungsbehörde mit Bescheid

vom 280 Juni 1962 abo Dieser Bescheid ist bindend ge—-

werden° Der Kläger stellte am 50 Juli 1966 einen erneuten

intrrg auf Berufsschedensausgleich und am 22° Juli 1966

einer Antrug auf Gewährung der Schwerstbeschädigtenzulage

nach Stufe V° Diese Anträge lehnte die Versorgungsbehörde

mit Be cheid vom 259 August 1967 ab und verwies hinsicht—

lich des Antrags auf Berufsschadensausgleich auf den

bindend gewordenen Ablehnungsbescheid vom 280 Juni 1962°

Im Vorverfahren erteilte die Versorgungsbehörde den Be—

scheid vom 17° Januar 1968, mit dem sie im Wege der Zugun—

stenregelung nach 5 40 Abs° 1 des Gesetzes über das Ver—%

waltungsverfahren der Kriegsopferversorgung (VeerG) vom

1„ Juli 1966 an einen Berufsschadensausgleich bewilligte;

bei der Berechnung legte sie als Durchschnittseinkommen

die Leistungsgruppe 2 für Arbeiter der gesamten Industrie

zugrundeo Am 7° Februar 1968 stellte die Versorgungsbehörde

die Rente des Klägers gemäß 5 62 des Bundesversorgungs—

gesetzes (BVG) für die Zeit vom 10 Januar 1968 an neu fest,

wobei sie bei der Berechnung des Berufsschadensausgleichs

von derselben Leistungsgruppe wie im Zugunstenbescheid vom

170 Januar 1968 ausging° Wegen der weitergehend geltend

gemachten Ansprüche des Klägers wurde sodann der Wider—

spruchsbescheid vom 200 Juni 1968 erteilt„ Ferner lehnte

die Versorgungsbehörde mit Bescheid vom 5° September 1968

eine rückwirkende Festsetzung des Berufsschadensausgleichs

vom 10 Juni 1960 an im Wege der Zugunstenregelung ab°
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Während des Klageverfahrens hat die Versorgungsbehörde

mit Bescheid vom 2° April 1969 die Versorgungsbezüge

des Klägers gemäß 5 62 BVG vom 1° Januar 1969 an
neu.

festgestellt‚ wobei sie wiederum die bisherige Leistungs—

gruppe 2 für Arbeiter der gesamten Industrie der Berech—

nung des Berufsschadensausgleichs zugrunde gelegt hato

Vor dem Sozialgerioht (SG) hat der Kläger beantragt,

bei der Berechnung des Berufsschadensausgleichs als

Durchschnittseinkommen die Besoldungsgruppe A 6 des Bun—

desbesoldungsgesetzes (BBesG)„9hilfsweise die Leistungs—

gruppe III für technische Angestellte der gesamten Indu—

strie zugrunde zu legen° Das SG hat mit Urteil vom
280 Mai 1969 die Klage abgewiesen° Das Landessozialgericht
(LSG) hat mit Urteil vom 60 Oktober 1970 die Berufung

des Klägers gegen dieses Urteil zurückgewiesen und in

den Entscheidungsgründen ausgeführt, daß nur der Zugun—

stenbescheid vom 17° Januar 1968 Gegenstand des anhängigen

Verfahrens sei° Die übrigen nach diesem Bescheid erteil—

ten Verwaltungsakte seien vom Verfahren nicht miterfaßt

worden° Dennoch sei die Berufung nicht gemäß 5 148 Nr„ 2

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) etwa deshalb unzulässig‚

weil der angefochtene Bescheid nur Rente für einen abge—

laufenen Zeitraum betreffe, denn das Begehren des Klägers

richte sich auf die Gewährung eines höheren Berufsscha—

densausgleichs auch für die Zukunft°

Die Berufung sei jedoch sachlich nicht begründet° Der

ursprüngliche Antrag des Klägers auf Berufsschadensaus—

gleich sei mit dem Bescheid vom 28° Juni 1962 bindend

abgelehnt worden„ Danach handele es sich bei dem ange—

fochtenén Bescheid um einen die Bindungswirkung durch—
brechenden Zugunstenbescheid gemäß 5 40 Abs° 1 VeerG°
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der von den Gerichten nur im Rahmen des 5 54 Abs„ 2

Satz 2 SGG überprüft werden könne° Der Senat habe jedoch

nicht feststellen können, daß die Versorgungsbehörde

bei Erlaß des Bescheides vom 17° Januar 1968 die gesetz—

lichen Grenzen ihres Ermessens überschritten oder das ihr

eingeräumte Ermessen mißbraucht habe° Für die Berechnung

des Berufsschadensausgleichs sei der Einkommensverlust

maßgebendä den der Beschädigte durch die Schädigungsfolgen

erleide„ Dieser Einkommensverlust werde nach 5 50 Abs° 4 BVG

i„V°rrz° den hierzu erlassenen Durchführungsverordnungen er—
mittclt°

Ihr die Frage eines wahrscheinlichen beruflichen Werde—

gangos des Klägers ohne die anerkannten Schädigungsfolgen

habe die Versorgungsbehörde davon ausgehen dürfen, daß

der Kläger vor seiner Einberufung zum Wehrdienst nur die

Volksschule besucht und dann keine bestimmte Berufsaus—

bildung betrieben habe° Damit habe die Versorgungsbehörde‚

ohne fehlerhaft zu handeln‚ davon ausgehen dürfen9 daß

der Kläger ohne die Schädigungsfolgen wahrscheinlich die

‘Tätigkeit eines Arbeiters der Leistungsgruppe II im Wirt—

schaftsbereich der gesamten Industrie ausgeübt hätte° Daß

der Kläger möglicherweise sich noch nach Beendigung des
Uehrdienstes entschlossen hätte‚ eine Berufsausbildung durch—

zumachen, oder eine Tätigkeit erreicht hätte? die eine andere
Einstufung rechtfertigen würde? sei unbeschtlich, weil die

bloße Möglichkeit nicht ausreiche‚ sondern hierfür die Wahr—

scheinlichkeit erforderlich sei° Das bedeute aber‚ daß mehr

für als gegen das Eintreten einer Tatsache sprechen müsseo

Erfahrungsgemäß verrichteten aber Personen ohne besondere

Berufsausbildung nur Anlerntätigkeiten° Ebenso sei unbeacht—

lich‚ daß der Kläger im Jahre 1945 einige Monate im Polizei-

dienst tätig gewesen sei° Zwar sei die Möglichkeit zuzugeben‚

daß er ohne die Schädigungsfolgen in diesem Dienst verblieben
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wäre, wahrscheinlich sei dies jedoch nicht, "denn gerade

in den ersten Monaten nach Kriegsende sind viele Personen

in den Polizeidienst getreten oder aufgenommen worden,

die später nicht darin verblieben sind". Zumindest aber

könne der Versorgungsbehörde kein Ermessensfehler zur LeSt

gelegt werden, wenn sie bei Erlaß des Zugunstenbescheides

auch die Möglichkeit eines Nichtbleibens des Klägers im

Polizeidienst in Erwägung gezogen habe. Ob bei einer Erst—

anerkennung anders zu entscheiden sei, könne dahingestellt

bleiben. '

Das LSG hat die Revision nicht zugelassen.

Der Kläger hat gegen dieses ihm am 2. Dezember 1970 zuge—
stellte Urteil mit einem

am 50. Dezember 1970 beim Bundes—

sozialgericht (BSG) eingegangenen Schriftsatz Revision

eingelegt und diese nach Verlängerung der Revisionsbegrün—

dungsfrist bis zum 2. März 1971 mit einem beim BSG an die-

sem Tage eingegangenen Schriftsatz begründet. “

Er beantragt,

in Abänderung des Urteils des LSG Berlin vom

6. Oktober 1970 das Urteil des SG Berlin vom
28. März 1969 und den Bescheid des Versorgungsamts I

Berlin vom 17. Januar 1968 idF des Wider3pruchsbe—w

scheides vom 20. Juni 1968 aufzuheben;

hilfsweise,

das Urteil des LSG Berlin vom 6. Oktober 1970

aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG Berlin zurückzuverweisen.

In seiner Revisionsbegründung rügt der Kläger insbesondere

eine Verletzung der Amtsermittlungspflicht (% 105 SGG)

durch das LSG und bringt hierzu vor, daß das LSG sich hätte
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gedrängt fühlen müssen, beim Polizeipräsidenten in Berlin

darüber eine Auskunft einzuholen‚ ob er ohne die aner—

kannten Schädigungsfolgen im Jahre 1945 im Polizeidienst

verblieben wäreo Er habe nach seinem Alter und seiner

sonstigen körperlichen Verfassung — ohne die anerkannten

Schädigungsfolgen — zu dem Personenkreis gehört? der zu
jener Zeit bei Polizeidienstfähigkeit in den Polizeidienst

aufgenommen werden und auch dort verblieben wäre°

Der Bcklagtc beantragt?

die Revision zu verwerfen°

Er ist der Auffassung, daß der gerügte Verfahrensmangel

nicht gegeben ist°

‚II

Der Kläger hat die Revision form— und fristgerecht einge—

legt und begründet (SS 1649 166 see)°

Da das LSG die Revision nicht nach @ 162 Abs° l Nr° 1 SGG
zugelassen und der Kläger eine Gesetzesverletzung bei der

Anwendung der in der Kriegsopferversorgung geltenden Kausali-

tätsnorm im Sinne des 5 162 Abs„ 1 Nr° 5 SGG nicht gerügt
hat‚ ist die Revision nur statthaft7 wenn ein wesentlicher

Mangel im Verfahren des LSG im Sinne des 5 162 Abs„ 1

Nr° 2 SGGgerügt wird und vorliegt (BSG l‚ 150)° Das ist
hier der Fall? denn der Kläger rügt zutreffend eine Verletzung

des 5-10; see durch das LSG°

Nach dieser Vorschrift erforscht das Gericht den Sachverhalt

von Amts wegen; es ist an das Vorbringen und die Anträge der
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Beteiligten nicht gebunden. Für die Frage, ob das LSG seine
Pflicht, den Sachverhalt zu erforschen, nicht erfüllt und

dadurch @ 105 SGG verletzt hat, kommt es darauf rn, >b

Sachverhalt, wie er dem LSG zur Zeit der Urteilsfällüng
bekannt gewesen ist, von dessen sachlich—rechtlichen Stund—

punkt aus zur Entscheidung des Rechtsstreits ausreichte
oder ob er das LSG zu weiteren Ermittlungen hätte drängen

müssen (BSG in SozR SGG@103 Nr. 7 und 5 162 Nr. 20). Das
LSG hat in dem angefochtenen Urteil die sachlich-rechtliche

Auffassung vertreten, daß für die Berechnung des Berufs—

schadensausgleichs der Einkommensverlust maßgebend ist,
“den der Beschädigte durch die Schädigungsfolgen erleidet".

Hierbci hat das LSG auf die in $ 30 Abs. 4 BVG gegebene
.

Definition des Begriffs ”Einkommensverlust” Bezug genommen.
Zwar hat es in diesem Rahmen ausgeführt, daß der angefochte—

ne Bescheid vom 17. Januar 1968 als Zugunstenbescheid nach

5 40 Abs. 1 VeerG nur im Rahmen des 5 54 Abs. 2 Satz 2 SGG

nachgeprüft werden könne; es hat jedoch im einzelnen auf—

grund des beruflichen Werdegangs des Klägers geprüft, ob

seine Einstufung in die Leistungsgruppe 2 der Arbeiter der

gesamten Industrie zutreffend von der Vorsorgungsbehörde

vorgenommen worden ist, also der Kläger "ohne die anerkann—

ten Schädigungsfolgen“ als Arbeiter dieser Leistungsgruppe

angehören würde. Bei vernünftiger Würdigung des Inhalts >>
des angefochtenen Urteils ist demnach davon auszugehen,i

daß das LSG die Prüfung der Ermittlung des Durchschnitts-

einkommens gemäß 5 50 Abs. 4 BVG unter dem materiell—recht—

lichen Gesichtspunkt vorgenommen hat, welchen Beruf der

Kläger nach dem Kriege ohne die Schädigungsfolgen wahr—

scheinlich ausgeübt hätte. In bezug auf das Vorbringen des
Klägers, er wäre ohne die Schädigungefölgen wahrscheinlich

Polizeibéamter geblieben, also in jenem Beruf, den er im

Jahre 1945 ausgeübt hat, hat das LSG
nur ausgeführt, daß

zwar die Möglichkeit zugegeben werden müsse, daß der Kläger
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ohne die Schädigungsfolge im Polizeidienst verblieben wäre;

eine Wahrscheinlichkeit bestehe hierfür jedoch nicht, weil

gerade in den ersten Monaten nach dem Kriegsende viele

Personen in den Polizeidienst eingetreten oder aufgenommen

worden seien‚ die später nicht darin verblieben sind

—(S„ 42 unten und 15 des Urteilsabdrucks)° Zutreffend rügt

der Kläger, daß das LSG zu der Frage, ob er ohne die Schädi—

gungsfolgen im Polizeidienst verblieben wäre„ weitere Er—

mittlungen hätte anstellen müssen° Wenn es nach der vom

LSG vertretenen sachlich—rechtlichen Auffassung für die

frage der Ermittlung des Durchschnittseinkommens nach 5 50

Abs° @ BVG i°V„m„ der hierzu erlassenen Durohführungsver—

0'dnurg darauf ankommt‚ ob der Kläger "ohne die anerkann—

ten Schädigungsfolgen" einen bestimmten Beruf wahrscheinlich

ausgclbt hätte‚ so hätte sich das LSG gedrängt fühlen-müssen,

zu der Frage weitere Beweise zu erheben? ob der Kläger "ohne

die anerkannten Schädigungsfolgen" nach 1945 und später im

Polizeidienst verblieben wäre; denn hierauf hat der Kläger

gerade sein Begehren gestützt, daß bei der Berechnung

des Berufsschadensausgleichs als Durchschnittseinkommen

die Besoldungsgruppe A 6 des BBesG zugrunde zu legen ist„

Als Beweismittel kam hierfür eine Anfrage bei dem Polizei—

präsidenten in Berlin in Betracht° Bei der sachlich—recht—

lichen Auffassung des LSG kam es nämlich nicht darauf an,
ob im Jahre 1945‚ also in den ersten Monaten nach Kriegs—

ende9 ”viele Personen” in den Polizeidienst eingetreten

sind oder aufgenommen worden sind‚ die später nicht darin

verblieben„ sondern allein‚ ob das Ausscheiden des Klägers

aus dem Polizeidienst ursächlich auf die anerkannten Schädi—

gungsfolgen zurückzuführen ist° Hierüber hat das LSG aber

keine Beweise erhoben„ In diesem Zusammenhang ist darauf

zu verweisen‚ daß dem LSG das Schreiben des Polizeipräsiden-

ten von Berlin vom 260 März 1962 vorgelegen hat, wonach der

Kläger am 540 Dezember 1945 wegen Polizeidienstunfähigkeit
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aus dem Polizeidienst ausgeschieden ist" In jenem Bericht

heißt es wörtlich: "Beim Untersuchten findet sich ein gro—
ßer Schädelknochendefekt infolge einer im Jahre 1945 erlitt

nen Granatsplitterverletzung, außerdem hatte die Verwundung
lzu einer Hirnverletzung geführt, B° ist in erhöhtem Maße

gefährdet und deshalb für den Polizeidienst ungeeignet", i

Zwar hat das LSG inhaltlich dieses Schreiben im Tatbestand»

mitgeteilt, es ist aber trotz seiner sachlich—rechtlichen

Auffassung auf diese rechtserhebliche Frage in dem angefochte—

nen Urteil nicht eingegangen° Ob darin möglicherweise eine

Verletzung des 5 128 SGG, also des Rechts zur freien Beweis—

würdigung des LSG zu erblicken ist, weil es insoweit seine

Entscheidung nicht aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens

‘gewonnen hat, kann dahingestellt bleiben; der Kläger hat

eine entsprechende Rüge nämlich nicht erhoben, Jedenfalls.

mußte das LSG zu der Frage, ob der Kläger ohne die Schädié

gungsfolge im Polizeidienst verblieben wäre, im Rahmen des

% 105 SGG weitere Ermittlungen anstellen° In dieser Unter-

lassung liegt ein wesentlicher Mangel in seinem Verfahren,

durch den die Revision gemäß5 162Abs?1 Nr° 2 see statt-
haft ist°

/

Die Revision ist auch begründet, denn es ist nicht auszu—
schließen, daß das LSG ohne den oben bezeichneten Verfahren?»

mangel zu einem anderen, für den Kläger günstigeren Ergebnis

gelangt wäre° Das angefochtene Urteil war daher aufzuheben°

Da es an ausreichenden Feststellungen darüber fehlt, ob der
Kläger ohne die anerkannten Schädigungsfolgen im Polizeidienst

verblieben wäre, mußte die Sache an das LSG zurückverwiesen

werden°

Bei der erneuten Entscheidung wird das LSG seine Auffesr.
_

überprüfen müssen, ob diejenigen Bescheide, die nach dem Be—

scheid vom 17o Januar 1968 erteilt worden sind, entgegen der

bisher vom Berufungsgericht vertretenen Meinung nicht doch

gemäß 5 96 SGG Gegenstandädes Verfahrens geworden sind, so.
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sie die Neufeststellung der Versorgungsbezüge betreffen° Mit
Ausnahme des Bescheides vom 50 September 19689 mit dem die Ver—

sorgungsbehörde eine rückwirkende Festsetzung des Berufsschadens—
ausgleichs vom l° Juni 1960 an abgelehnt hat, erscheint es jeden—

falls nicht unbedenklich, die nach dem 170 Januar 1968 erteilten

Neufeststellungsbescheide rechtlich so zu qualifizieren‚ als ob
sie jenen Bescheid nicht abändern würden; denn zumindest ergibt

sich aus den späteren Neufeststellungen auch eine Neuberechnung

des mit dem Zugunstenbescheid vom 17„ Januar 1968 erstmals fest—

gesetzten Berufsschadensausgleichso Da auch in diesen Bescheiden

die Neuborechnung des Berufsschadensausgleichs auf der Grundlage

eines Errchschnittseinkommens der Leistungsgruppe 2 für Arbeiter

“der gen nten Industrie vorgenommen worden ist‚ die der Kläger

50IHÖC ‚ngreift, würden bei der vom LSG vertretenen Auffassung

die Späteren Bescheide — da nicht anderweitig angefochten — ver—

bindlich geworden sein‚ obwohl die Einstufung noch im Streit

steht°
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